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Sportboot-Haftpflichtversicherung 
 

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 
 

Unternehmen: assona GmbH, Lorenzweg 5, 12099 Berlin    Produkt: meineBootsversicherung® 
Risikoträger: Mannheimer Versicherung AG, Augustaanlage 66, 68165 Mannheim Sportboot-Haftpflichtversicherung 
 

 
Dieses Informationsblatt ist mit dem Versicherer abgestimmt und erfüllt dessen Informationspflicht. 

Dieses Informationsblatt ist ein kurzer Überblick und daher nicht vollständig. Die vollständigen Informationen finden Sie in den 
vorvertraglichen Informationen sowie den Vertragsunterlagen:  

 Versicherungsantrag, 
 Versicherungsschein, 
 Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) Stand Februar 2015 und Besondere 

Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR) zur Sportboot-Haftpflichtversicherung Stand Februar 2015, 
 ggf. weitere Besondere Bedingungen und Vereinbarungen. 

Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen. 
 

Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Sportboot-Haftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie und ggf. mitversicherte Personen gegen 
finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadenersatzforderungen Dritter aus Schäden durch den Gebrauch von 
Wasserportfahrzeugen entstehen.
 

 

 

 

Was ist versichert? 

 Die Befriedung begründeter und die Abwehr 
unbegründeter Schadenersatzansprüche 
gegen Sie infolge Personenschäden, 
Sachschäden und reiner Vermögensschäden 
durch den Gebrauch eines versicherten 
Wassersportfahrzeugs zu privaten Zwecken.  

 Es besteht weiterhin Versicherungsschutz für 
öffentlich-rechtliche Ansprüche zur Sanierung 
von Umweltschäden nach dem 
Umweltschadengesetz. 

 Schäden verursacht von einem 
Vereinsmitglied an eigenen (privaten) Booten 
von Vereinsmitgliedern aus ein und 
demselben Verein sind bis zu einer Höhe von 
5.000 Euro im Jahr als Ausfalldeckung 
mitversichert, wenn kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht. 
 

Wie hoch ist die Versicherungssumme? 

 Die Höhe der Versicherungssumme für 
Personen- und Sachschäden beträgt 
5.000.000 Euro. Die Höhe der vereinbarten 
Versicherungssumme für 
Vermögensschäden beträgt 100.000 Euro.  

 Die Höhe der Versicherungssumme für 
Umweltschäden beträgt 1.000.000 Euro. Die 
Kosten für eine Ausgleichssanierung sind auf 
100.000 Euro begrenzt. 

  

 

 

Was ist nicht versichert? 

Nicht versichert sind: 
 Schäden am eigenen Fahrzeug; 
 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn Sie Ihr 

Wassersportfahrzeug vermieten (sogenanntes 
„Charterrisiko“); 

 Ebenfalls nicht versichert ist jede Art von 
gewerblicher Nutzung des 
Wassersportfahrzeuges; 

 Zur gesetzlichen Haftpflicht gehört nicht, wenn 
Sie sich allein durch eine vertragliche Zusage 
gegenüber einem anderen zu einer Leistung 
verpflichten.  

  
 

 

 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern, da 
wir sonst einen unangemessen hohen Beitrag 
verlangen müssten.  

Der Versicherungsschutz umfasst daher einige 
Fälle nicht, wie zum Beispiel: 

! Vorsätzlich herbeigeführte Schäden; 

! Fehlende behördlich vorgeschriebene 
Fahrerlaubnis des Fahrzeugführers; 

! Fahruntüchtigkeit des Fahrzeugführers; 

! Teilnahme an Motorbootrennen; 

! Politische Risiken wie Krieg, Streik, terroristische 
und politische Gewalthandlungen. 
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Wo bin ich versichert? 

 Versicherungsschutz besteht weltweit. 

  
 

 
 
 
 
 
 
 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 

• Bitte machen Sie bei der Beantragung wahrheitsgemäße und vollständige Angaben. 
• Durch eine Veränderung der Umstände, die Sie uns zu Vertragsbeginn angegeben haben, kann sich die 

Notwendigkeit ergeben, den Versicherungsvertrag anzupassen. Sie müssen uns daher mitteilen, ob und welche 
Änderungen dieser Umstände gegenüber Ihren ursprünglichen Angaben im Versicherungsantrag eingetreten 
sind.  

• Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, auch wenn noch keine 
Schadenersatzansprüche erhoben wurden. 

• Sie sind verpflichtet alles zu tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes und zur Abwendung und Minderung des 
Schadens dienlich sein kann. Sie haben hierbei die vom Versicherer erteilten Weisungen, soweit für Sie 
zumutbar, zu befolgen. 

  
 

 

 

Wann und wie zahle ich? 

Der Versicherungsbeitrag ist unverzüglich nach Vertragsabschluss zu zahlen. Die Zahlung ist rechtzeitig erfolgt, 
wenn der Erst- bzw. Folgebeitrag nach Erhalt des Versicherungsscheins und der Zahlungsaufforderung ohne einen 
Widerspruch durch Sie eingezogen werden kann. Die Zahlung erfolgt, sofern nicht anders vereinbart, über das 
SEPA-Lastschriftverfahren. 

  
 

 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Wann der Versicherungsschutz beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den 
ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz 
mit der Zahlung. 

Die Versicherung können Sie für eine Dauer von einem Jahr abschließen. Sie verlängert sich automatisch um jeweils 
ein weiteres Jahr, außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.  

  
 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes 
Verlängerungsjahres kündigen (das muss spätestens 3 Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen). 

Daneben können Sie oder wir den Vertrag vorzeitig kündigen. Das ist z. B. möglich nach dem Eintritt des 
Versicherungsfalls. 
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1. Versicherer 
Mannheimer Versicherung AG (kurz Mannheimer), Augustaanlage 66, 
68165 Mannheim,  
Sitz der Gesellschaft: Mannheim, Handelsregister Nr. HRB 7501, Amts-
gericht Mannheim 
2. Versicherungsvermittler 
assona GmbH (kurz assona), Lorenzweg 5, 12099 Berlin,  
Sitz der Gesellschaft: Berlin, Handelsregister Nr. HRB 87194, Amtsge-
richt Berlin. Der Vermittler ist berechtigt, Anzeigen, Willenserklärungen 
und Zahlungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen und ver-
pflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten. Der Ein-
gang beim Vermittler ist rechtlich gleichbedeutend mit dem Zugang beim 
Versicherer. 
Im Schadensfall wenden Sie sich bitte an die assona GmbH, Postfach 
51 11 36, 13371 Berlin. Telefon: 030 20866602 
3. Ladungsfähige Anschriften 
Die ladungsfähigen Anschriften sind unter Ziffer 1 genannt. 
4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und Anschrift der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde 
Die Geschäftstätigkeit der Mannheimer bezieht sich hauptsächlich auf 
den Betrieb der Schaden- und Unfallversicherung.  
Zuständige Aufsichtsbehörde: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
5. Garantiefonds 
Ein Garantiefonds ist gesetzlich nicht vorgesehen. 
6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 
Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot. Es 
gelten die zu Vertragsbeginn gültigen und Ihnen zuvor ausgehändigten 
Versicherungsbedingungen. 
7. Gesamtpreis der Versicherung 
Der Gesamtpreis enthält eine Vergütung für die Tätigkeit der Beratung 
und Vermittlung. Die Vergütung erfolgt ausschließlich in Form einer 
Provision. Bei dem im Antrag oder im Angebot genannten Preis handelt 
es sich um den Beitrag gemäß vereinbarter Zahlweise inklusive der 
Versicherungssteuer. 
Der vom Gesetzgeber erhobene Versicherungssteuersatz beträgt zurzeit 
in der Schadensversicherung allgemein 19 %. 
8. Zusätzlich anfallende Kosten und/oder Gebühren 
Für Tätigkeiten, die über die gewöhnliche Verwaltung Ihres Vertrags 
hinausgehen, stellen wir Gebühren in Rechnung, insbesondere Gebüh-
ren für Mahnungen, für Lastschriftrückläufer und angemessene Ge-
schäftsgebühren bei Rücktritt vom Vertrag wegen Nichtzahlung des 
Erstbeitrags. Hierzu verweisen wir auf § 39 Abs. 1 S. 3 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den dem Vertrag zu-
grunde liegenden Bedingungen. 
9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung 
Angaben zur Fälligkeit des Beitrags finden Sie in den dem Vertrag zu-
grunde liegenden Bedingungen. 
Sie haben Ihre Pflicht zur Zahlung des Beitrags erfüllt, wenn die Zahlung 
bei uns eingegangen ist. Das ist bei Zahlung im Wege des Lastschrift-
verfahrens die wirksame Belastung Ihres Kontos. 
Sie haben dafür zu sorgen, dass der Beitrag zum Zeitpunkt der Fälligkeit 
von Ihrem Konto abgebucht werden kann, also ausreichende Kontode-
ckung besteht. 
10. Angaben zum Vertragsabschluss, zum Beginn der Versicherung 
und des Versicherungsschutzes sowie zur Antragsfrist 
Der Vertrag mit uns kommt zustande, wenn wir den von Ihnen gestellten 
Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrags annehmen. Dies ge-
schieht, indem wir Ihnen den Versicherungsschein oder eine ausdrückli-
che Annahmeerklärung übersenden und dieser/diese Ihnen zugeht. Der 
Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versicherungsscheins 
durch Zahlung des Erstbeitrags und der Versicherungssteuer, jedoch 
nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. Wird der erste Beitrag erst nach 
diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber ohne Verzug gezahlt, so 
beginnt der Versicherungsschutz mit dem vereinbarten Zeitpunkt. Die 
Angaben zum Beginn der Versicherung ergeben sich im Übrigen aus dem 
Antrag oder dem Angebot sowie den dem Vertrag zugrunde liegenden 
Bedingungen.  

11. Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe 
von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist 
beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmun-
gen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die 
weiteren Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informati-
onspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten  
haben. Für Verträge im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Frist  
jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312 i Absatz 1 Satz 
1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246 c des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der 

Widerruf ist zu richten an die assona GmbH, Postfach 51 11 36, 13371 
Berlin. 
Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und 
wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versi-
cherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des 
Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen 
wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der 
sich wie folgt errechnet: 
Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, multi-
pliziert mit  

• 1/30 des monatlichen Gesamtbeitrages bei monatlicher 
Beitragszahlung bzw.  

• 1/90 des vierteljährlichen Gesamtbeitrages bei vierteljährlicher Bei-
tragszahlung bzw. 

• 1/180 des halbjährlichen Gesamtbeitrages bei halbjährlicher 
Beitragszahlung bzw. 

• 1/360 des jährlichen Gesamtbeitrags bei jährlicher Beitragszahlung. 
Bei Einmalbeitrag 
Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, d. h. bis 
zum Zugang des Widerrufs, geteilt durch die ursprüngliche (vertraglich 
vereinbarte, gesamte) Versicherungsdauer in Tagen, multipliziert mit dem 
Einmalbeitrag. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unver-
züglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der 
Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirk-
same Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewäh-
ren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 
Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor 
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
Ende der Widerrufsbelehrung 

12. Laufzeit 
Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot. 
13. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den 
vertraglichen Kündigungsbedingungen 
Wird der Erst- oder Einmalbeitrag nicht oder nicht rechtzeitig gezahlt, ist 
der Versicherer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Wird die vor-
vertragliche Anzeigepflicht verletzt, kann der Versicherer ebenfalls vom 
Vertrag zurücktreten oder kündigen. Der Vertrag kann von beiden Seiten 
zum vereinbarten Ablauf und nach Eintritt eines Versicherungsfalls ge-
kündigt werden. Der Versicherer kann außerdem bei Zahlungsverzug mit 
einem Folgebeitrag und bei Insolvenz des Versicherungsnehmers kündi-
gen. Weitere Einzelheiten, insbesondere zu den Kündigungsfristen, sind 
den dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen zu entnehmen. 
14. Angabe des Rechts, welches der Versicherer bei der Vertragsan-
bahnung der Beziehung zum Versicherungsnehmer zugrunde legt 
Den vorvertraglichen Beziehungen liegt deutsches Recht zugrunde. 
15. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht 
Dem Vertrag liegt deutsches Recht zugrunde. Der Gerichtsstand ist in den 
dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen geregelt. 
16. Maßgebliche Vertragssprache 
Wir teilen Ihnen alle Vertragsbedingungen und die vorliegenden Ver-
tragsinformationen in deutscher Sprache mit. Während der Laufzeit die-
ses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen auf Deutsch. 
17. Außergerichtliche Beschwerde und Rechtsbehelfsverfahren 
Sollten Sie mit unseren Entscheidungen nicht einverstanden sein, haben 
Sie zur außergerichtlichen Streitbeilegung die Möglichkeit, als unabhän-
gigen und neutralen Schlichter den Versicherungsombudsmann anzuru-
fen: Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin, 
Tel.: 0800 3696000, Fax: 0800 3699000 (Mobilnetz max. 42 ct/min), E-
Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de. 
Das Schlichtungsverfahren ist bis zu einem Beschwerdewert von 
100.000 EUR möglich und für Sie kostenfrei. Es bleibt Ihnen unbenom-
men, Ihr Anliegen auf dem ordentlichen Rechtsweg vorzubringen. 
18. Möglichkeit einer Beschwerde bei der unter Ziffer 4 genannten 
Behörde 
Sollten Sie mit unserer Entscheidung nicht einverstanden sein, haben Sie 
die Möglichkeit, bei der unter Ziffer 4 genannten Aufsichtsbehörde Be-
schwerde einzulegen. 
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Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risi-
kos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen 
Schadensereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, 
Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur Folge 
hatte, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen wird. Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge 
die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den 
Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis 
geführt hat, kommt es nicht an.  
 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es 
sich um gesetzliche Ansprüche handelt,  
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 
Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;  
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung 
durchführen zu können; 
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 
wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges; 
(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung; 
(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leis-
tung; 
(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistun-
gen. 
 

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung er-
weitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts 
des Versicherungsnehmers wegen 
 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen noch durch 
Sachschäden entstanden sind; 
 

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden 
dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung. 
 

3. Versichertes Risiko 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht  
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angege-
benen Risiken des Versicherungsnehmers, 
(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risi-
ken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die 
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss 
der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in 
Ziffer 4 näher geregelt sind. 
 

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch 
unter den Voraussetzungen von Ziffer 21 kündigen. 
 

4. Vorsorgeversicherung 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu 
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versi-
chert. (1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats 
anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung 
erfolgen.  
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war. (2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue 
Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine 
Einigung über die Höhe dieses Beitrages innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
 

4.2 Der Versicherungsschutz für das neue Risiko ist von seiner Ent-
stehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf die Hälfte der 
vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und Sachschäden 
und - soweit vereinbart - für Vermögensschäden begrenzt. 
 

4.3 Die Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, 
Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 
(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;  
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen 
von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 
 

5. Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfra-
ge, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die 
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadens-
ersatz-verpflichtungen.  
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Ver-
sicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Aner-
kenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und 
der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Verglei-
che, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versiche-
rers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. 
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Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch 
des Dritten freizustellen. 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig 
erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der 
Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechts-
streit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 
 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, 
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für 
den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder ge-
nehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen 
oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Vertei-
digers. 
 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das 
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu 
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevoll-
mächtigt. 
 

6. Begrenzung der Leistungen 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versi-
cherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 
Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere 
entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädi-
gungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. 
 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt 
des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese 
- auf derselben Ursache, 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 
zeitlichem, Zusammenhang oder 
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln beruhen. 
 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein 
festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbeteili-
gung).  
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer 
auch in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche verpflichtet. 
 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf 
die Versicherungssummen angerechnet. 
 

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die 
Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamt-
höhe dieser Ansprüche. 
 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah-
lungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versi-
cherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger 
Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbe-
trag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im 
Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum 
Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet. 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vor-
schrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraft-
fahrzeug- Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungs-
nehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug 
sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme über-
steigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 
 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versiche-

rer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 
 

7. Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung 
ausgeschlossen: 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt haben. 
 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-
haftigkeit oder Schädlichkeit 
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 
 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrages oder Zusa-
gen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers hinausgehen. 
 

7.4 Haftpflichtansprüche 
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 benann-
ten Personen gegen die Mitversicherten, 
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-
rungsvertrages, 
(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsver-
trages. 
 

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mitver-
sicherten Personen gehören; 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Le-
benspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). 
(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt ge-
schäftsfähige oder betreute Person ist; 
(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsneh-
mer 
eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder 
ein nicht rechtsfähiger Verein ist; 
(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 
(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 
(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern. 
 

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 
Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis (6) erstrecken 
sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort ge-
nannten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 
 

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versi-
cherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, 
geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegen-
stand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmer an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, 
Beförderung, Prüfung und dergleichen) entstanden sind; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sa-
chen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen wa-
ren; 
(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungs-
nehmer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder 
beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablageflä-
che und dergleichen) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren; 
(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmer entstanden sind und sich diese Sachen oder - 
sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im un-
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mittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser 
Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvor-
kehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 
 

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 und Ziffer 
7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevoll-
mächtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, 
so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für 
den Versicherungsnehmer als auch für die durch den Versiche-
rungsvertrag etwa mitversicherten Personen. 
 

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsneh-
mer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen 
Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung 
liegenden Ursache und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teil-
leistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache 
oder Leistung führt. 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auf-
trag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung 
oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistun-
gen übernommen haben. 
 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadener-
eignissen; 
Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert. 
 

7.10  
a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umwelt-
schäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU 
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Um-
setzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzli-
cher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung 
der durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch 
genommen wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, 
die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer 
auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender natio-
naler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. 
b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung 
und 
alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden. 
 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 
 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisieren-
den Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgen-
strahlen). 
 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind 
auf (1) gentechnische Arbeiten, 
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
(3) Erzeugnisse, die 
- Bestandteile aus GVO enthalten, 
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden, welche entstehen durch 
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt, 
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 
 

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es 
sich handelt um 
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-
rung von Daten, 
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch, 
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
 

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder 
Namensrechtsverletzungen. 
 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schika-
ne, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierun-
gen. 
 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. 
Das Gleiche gilt für Sachschäden und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungs-
nehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere 
entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat. 
 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 
 

8. Beginn des Versicherungsschutzes / Beitrag und Versiche-
rungssteuer 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in 
Ziffer 9 zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, 
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten 
Höhe zu entrichten hat. 
 

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder einmali-
ger Beitrag 
9.1 Der erste oder einmalige Beitrag ist - unabhängig von dem Be-
stehen eines Widerrufrechts - unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 
vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginns zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach 
Vertragsschluss zu zahlen. 
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate als 
erster Beitrag. 
 

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in 
Ziffer 9.1 Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.  
 

9.3 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach 9.1 
maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
nicht zu dem nach 9.1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist 
der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. Die 
Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsneh-
mer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 
10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 
 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
Der Versicherer wird ihn in Textform zur Zahlung auffordern und eine 
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen. 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauffor-
derung nach Ziffer 10.2 Abs. 2 darauf hingewiesen wurde. 
 

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn er den Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 
2 darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
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der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz. 
 
11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezo-
gen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt. 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der 
Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen. Der Versicherer 
hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungs-
nehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige 
Beiträge selbst zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bearbei-
tungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 

12. Teilzahlung/ Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gelten die 
ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als 
gestundet. Ist der Versicherungsnehmer mit einer Rate in Verzug, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig. 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen. 
 

13. Beitragsregulierung 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den 
früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 
durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Anga-
ben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu 
machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei un-
richtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des 
festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der 
Angaben kein Verschulden trifft. 
 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der 
Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versi-
cherter Risiken ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch 
nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziffer 15.1 nach dem 
Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigun-
gen des Mindestbeitrags werden berücksichtigt. 
 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, 
kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu ma-
chen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum be-
reits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden die Anga-
ben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein 
vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurück-
erstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zu-
gang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 
 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre. 
 

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
14.1 Allgemeiner Grundsatz 
a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ab-
lauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versi-
cherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 
b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt hat. 
 

14.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfech-
tung und fehlendem versicherten Interesse 

14.2.1 Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertrags-
erklärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versi-
cherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versiche-
rer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen 
des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungs-
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zu-
sätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu er-
statten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 
 

14.2.2 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versi-
cherers beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, 
nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform ge-
fragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer der Beitrag 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.  
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig 
gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 
 

14.2.3 Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem 
Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung zu. 
 

14.2.4 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags 
verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versiche-
rung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, 
die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges 
Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch 
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der 
Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 

15. Beitragsangleichung 
15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. 
Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet 
werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge 
unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der Bei-
tragsangleichung. 
 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für 
die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im 
vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen 
aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelasse-
nen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder 
vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 
gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall 
veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der 
Versicherungsleistungen. 
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die 
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt 
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Scha-
denfälle. 
 

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich 
aus Ziffer 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsan-
gleichung). Erhöht der Versicherer den Beitrag, ohne dass sich der 
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mittelung des Versicherers über die Beitragserhöhung mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Erhöhung, in Textform kündigen. Der Versicherer muss den Versi-
cherungsnehmer in der Mitteilung über die Beitragserhöhung auf 
sein Kündigungsrecht hinweisen; die Mitteilung muss dem Versiche-
rungsnehmer spätestens ein Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen.  
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in 
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozent-
satz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese 
Jahre nach Ziffer 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den 
Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich 
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der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unterneh-
menseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhö-
hung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde. 
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter fünf Pro-
zent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch 
in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 
 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 
 

16. Dauer und Ende des Vertrages 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen. 
 

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres eine Kündigung in Textform zugegangen ist. 
 

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt. 
 

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Ver-
trag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden 
Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner 
in Textform spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugegangen sein. 
 

17. Wegfall des versicherten Interesses 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so er-
lischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 
 

18. Kündigung nach Beitragsangleichung 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund einer Beitragsangleichung nach Zif-
fer 15.3, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag nach Maßgabe 
der Ziffer 15.3 kündigen. 
Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungs-
recht. 
 

19. Kündigung nach Versicherungsfall 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 
- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder 
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versi-
cherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich 
zugestellt wird. 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung 
der Klage zugegangen sein. 
 

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem spä-
teren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres, wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zu-
gang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
 

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung be-
steht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versiche-
rungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus 
dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, 
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem 
Dritten übernommen wird. 
 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von ei-
nem Monat,  
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-
kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode in 
Schriftform gekündigt werden. 
 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt 
an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis er-
langt; 
- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang aus-
übt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von 
dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versi-
cherung Kenntnis erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte 
für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 
 

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen. 
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versiche-
rer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräu-
ßerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte. 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versi-
cherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
treten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht 
nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt 
bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 
 

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehen-
der oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berech-
tigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in 
welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 
 

22. Mehrfachversicherung 
22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehre-
ren Versicherungsverträgen versichert ist. 
 

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne 
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung 
des später geschlossenen Vertrages verlangen. 
 

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsneh-
mer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von 
der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt 
wird, dem Versicherer zugeht. 
 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebli-
che Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzei-
gen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für 
den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, 
aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich sind die Umstände, die 
geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszu-
üben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss 
sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 
23.2 Rücktritt 
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 
Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten. 
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs- 
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
macht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verlet-
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
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der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte. 
(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt der 
Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den 
Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte 
Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungs- nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 
 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs- 
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nichtangezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. 
Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungs- periode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers fristlos in Schriftform kündigen. 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzei-
gepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht 
verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffer 23.2 und 23.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffer 23.2 und 23.3 ge-
nannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 
 

23.4 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksam-
werden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht. 
 

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer 
auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu be-
seitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem 
Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdro-
hend. 
25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzu-
zeigen, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben 
wurden. 
 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche-
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und  
-regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des 
Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 

mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden. 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtli-
ches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm 
gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich 
anzuzeigen. 
 

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungs- neh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen 
Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es 
nicht. 
 

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem 
Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungs-
nehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung 
stellen.  
 

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 
 

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, 
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
hen- den Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche- 
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt. 
 

Weitere Bestimmungen 
 

27. Mitversicherte 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 
alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten entspre-
chend anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversiche-
rung (Ziffer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person 
eines Mitversicherten entsteht. 
 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den 
Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 
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1. Versicherungsumfang 
 
1. Versichert ist  
nach Maßgabe der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB) und den nachstehenden Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus Halten, Besitz und Gebrauch des im Versicherungsvertrag be-
zeichneten Wassersportfahrzeugs, das ausschließlich zu privaten 
Zwecken – ohne Berufsbesatzung – sowie satzungsgemäßer Tätig-
keiten eines Vereins genutzt wird. 
 
2. Mitversichert ist 
a) die persönliche gesetzliche Haftpflicht des verantwortlichen Füh-
rers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeugs berechtigten Per-
sonen; 
b) die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserskiläufern; 
c) die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Wasserskiläufer, solan-
ge sie sich im Schlepp des versicherten Motorbootes befinden; 
dieser Versicherungsschutz entfällt, soweit anderweitig Deckung, z. 
B. durch eine Privat-Haftpflichtversicherung besteht. 
Abweichend von Ziff. 7.4 der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen für die Haftpflichtversicherung (AHB) sind auch Ansprüche der 
Wasserskifahrer gegen die in Pos. a) erwähnten Personen mitversi-
chert. 
d) der Gebrauch eines Beibootes (Beiboote sind auch Schlauchboo-
te, nicht aber Jetskies und ähnliche Sportgeräte) und einer Rettungs-
insel, die zu den im Versicherungsschein bezeichneten 
Wassersportfahrzeug gehören 
e) der Gebrauch eines nach den maßgebenden Straßenverkehrsvor-
schriften nicht versicherungspflichtigen Trailers für das im Versiche-
rungsschein bezeichnete Wassersportfahrzeug, soweit keine ander-
weitige Deckung besteht; 
 
3. Nicht versichert (bzw. ausgeschlossen) ist 
a) die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der Beteiligung an Mo-
torbootrennen oder bei den damit im Zusammenhang stehenden 
Übungsfahrten ereignen; 
b) die Haftpflicht wegen Schäden aus vorschriftswidrigem Umgang 
mit brennbaren oder explosiven Stoffen. 
c) die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers 
eines zulassungspflichtigen Kraftfahrzeugs wegen Schäden, die 
durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursacht werden. 
d) durch Einwirkung von elektrischen, magnetischen und / oder elekt-
romagnetischen Feldern oder Wellen; 
e) die entstehen durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von 
Gasen, Dämpfen oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, 
Ruß, Staub und dergl.), Schwammbildung  
f) die durch Aufruhr, innere Unruhen, Kriegsereignisse (auch Bürger-
kriegs- oder kriegsähnliche Ereignisse), das Vorhandensein oder die 
Verwendung von Kriegswerkzeugen, terroristische oder politische 
Gewalthandlungen, Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, Verfügun-
gen von hoher Hand oder durch Erd- oder Seebeben unmittelbar 
oder mittelbar verursacht werden; 
g) die auf Nichteinhaltung von Liefer- oder Beförderungsfristen zu-
rückzuführen sind; 
 h) Ansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungs-
nehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen oder 
durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines 
besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
i) Ansprüche, die auf eine Entschädigung mit Strafcharakter gerichtet 
sind, insbesondere "punitive damages" oder "exemplary damages". 
 
4.  
a) Ist für das Führen eines Wasserfahrzeugs eine behördliche Er-
laubnis erforderlich, bleibt der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn der verantwortliche Führer beim Eintritt des 
Versicherungsfalles nicht die behördlich vorgeschriebene Erlaubnis 
besitzt. 
b) Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer bestehen, wenn dieser das Vorliegen der Erlaubnis 
beim verantwortlichen Führer ohne Verschulden annehmen durfte 
oder wenn ein unberechtigter Führer das Fahrzeug geführt hat und 
der VN den unbefugten Gebrauch nicht schuldhaft ermöglicht hat. 
 

5. Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der 
Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.  
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick 
auf den Iran erlassen wurden, soweit dem nicht europäische oder 
deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen 
 
2. Einschränkung des Versicherungsschutzes bei Fahr-
untüchtigkeit des Fahrzeugführers 
 
1. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn 
der Führer des Wassersportfahrzeuges oder eines mitversicherten 
Beibootes infolge Genusses alkoholischer Getränke oder anderer 
berauschender Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu 
führen. Dies gilt nicht gegenüber dem Versicherungsnehmer und 
dem Eigentümer, wenn ein anderer das Fahrzeug geführt hat und sie 
das Führen des Fahrzeuges durch den fahruntüchtigen Führer weder 
geduldet noch schuldhaft ermöglicht haben. 
2. Ist der Versicherer nach Nr. 1 leistungsfrei, beschränkt sich die 
Leistungsfreiheit gegenüber dem Versicherungsnehmer und den 
betroffenen mitversicherten Personen auf den Betrag von je EUR 
30.000,00. In diesem Fall reduzieren sich jedoch die im Versiche-
rungsschein ausgewiesenen Versicherungssummen jeweils auf 50 % 
oder, soweit gesetzliche Mindestversicherungssummen gelten, auf 
diese.  
3. Hält der Versicherer bei beschränkter Leistungsfreiheit nach Nr. 2 
den Haftpflichtanspruch des Dritten für begründet, kann er den Drit-
ten gegen Abtretung seiner Haftpflichtansprüche in gleicher Höhe 
aus dem Versicherungsvertrag befriedigen und den Versicherungs-
nehmer oder die betroffenen mitversicherten Personen in Regress 
nehmen. 
 
3. Besondere Bedingungen für Schäden von Vereinsmit-
gliedern untereinander (Ausfalldeckung) 
 
Schäden verursacht von einem Vereinsmitglied an eigenen (privaten) 
Booten von Vereinsmitgliedern aus ein und demselben Verein (VN) 
sind bis zu einer Höhe von 5.000 EUR im Jahr als Ausfalldeckung 
mitversichert, wenn kein anderweitiger Versicherungsschutz besteht. 
 
 
4. Besondere Bedingungen für die Versicherung von 
Schäden im Ausland 
 
1. Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schadenereig-
nissen in der ganzen Welt. Die Leistungen des Versicherers erfolgen 
in Euro. Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem inländischen Geldinstitut 
angewiesen ist. Bei Versicherungsfällen in den USA und Kanada 
werden die Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leistun-
gen auf die Deckungssumme angerechnet. Kosten sind: Anwalts-, 
Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des 
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reise-
kosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch 
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages.  
 
2. Im Falle der vorläufigen Beschlagnahme eines Wassersportfahr-
zeugs in einem ausländischen Hafen ist die etwa erforderliche Si-
cherheitsleistung oder Hinterlegung ausschließlich Sache des 
Versicherungsnehmers. 
 
5. Gewässerschäden 
 
1. Mitversichert ist, sofern keine anderen Ausschluss- oder Ein-
schränkungsgründe nach den §§ 3 oder 7 vorliegen, die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers und mitversicherter Personen 
für unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen der 
physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines 
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Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden). 
Diese Gewässerschäden gelten als Sachschäden.  
2. Ausgeschlossen bleiben jedoch Haftungsansprüche 
a) durch Einleiten oder Einbringen von gewässerschädlichen Stoffen 
in Gewässer oder durch sonstiges bewusstes Einwirken auf Gewäs-
ser, und zwar auch, wenn diese Maßnahmen zur Rettung anderer 
Rechtsgüter geboten waren; 
b) durch betriebsbedingtes Abtropfen oder Ablaufen von Öl oder an-
derer Flüssigkeiten aus Tankverschlüssen, Betankungsanlagen, aus 
der Maschinenanlage oder aus maschinellen Einrichtungen des 
Fahrzeuges; 
c) durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienen-
den Gesetzen, Verordnungen oder behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen; 
d) wegen Gewässerschäden durch Erd- oder Seebeben. 
 
6. Besondere Bedingungen für die Versicherung von 
Haftpflichtansprüchen versicherter Personen unterei-
nander 
 
Ansprüche der versicherten Personen untereinander sind abwei-
chend von Ziff. 7.4 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) mitversichert bei 
 
1. Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle im 
Betrieb des Versicherungsnehmers handelt; 
 
2. Sachschäden, sofern diese mehr als 150 EUR je Schadenereignis 
betragen. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst und der in 
Ziff. 7.5 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) genannten Personen bleiben weiterhin von 
der Versicherung ausgeschlossen. 
 

Besondere Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen zur Umweltschadensversicherung 
 
§ 1 Gegenstand der Versicherung 
 
Abweichend von Ziff. 7.10 der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen für die Haftpflichtversicherung (AHB) (Ausschluss von Umwelt-
schäden) gilt: 
 
1. Der Versicherer stellt den Versicherungsnehmer von öffentlich-
rechtlichen Ansprüchen zur Sanierung von Umweltschäden nach 
dem Umweltschadensgesetz (USchadG) frei, die durch einen Unfall 
oder eine plötzliche und unfallartige Störung des bestimmungsge-
mäßen Gebrauchs des Fahrzeugs (Betriebsstörung) verursacht 
worden sind.  
 
Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche, die auch 
ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes bereits aufgrund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen 
den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden können. Hin-
weis: Diese Ansprüche sind im Rahmen der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR) zur 
Sportboot-Haftpflichtversicherung gedeckt. 
 
2. Sind die Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz begründet, 
leistet der Versicherer Ersatz in Geld. 
 
3. Sind die Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz unbegrün-
det, wehrt der Versicherer diese auf seine Kosten ab. Dies gilt auch, 
soweit die Ansprüche der Höhe nach unbegründet sind. 
4. Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle zur Abwicklung des Scha-
dens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch die 
Behörde oder einem sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Rahmenpflichtgemäßen Ermessens abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfah-
ren oder Rechtsstreit gegen den Versicherungsnehmer, so ist der 
Versicherer zur Verfahrens- und Prozessführung bevollmächtigt. Der 
Versicherer führt das Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im 
Namen des Versicherungsnehmers auf Kosten des Versicherers. 
 

§ 2 Versicherungssumme, Höchstzahlung, Ausgleichssanierung 
und Selbstbeteiligung 
 
1. Die Höhe der Versicherungssumme beträgt EUR 1.000.000,00. 
Die Kosten für die Ausgleichssanierung sind auf 10% dieser Versi-
cherungssumme begrenzt. 
2. Die in Nr. 1 genannte Versicherungssumme ist keine selbständige 
Versicherungssumme. Sie gilt als Leistung innerhalb der Versiche-
rungssummen der Haftpflichtversicherung. Diese Versiche-
rungssummen sind die Höchstleistung des Versicherers für die in ei-
nem Versicherungsjahr angefallenen Schadenereignisse unabhängig 
von deren Anzahl. 
 
3. Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von 
den gemäß Nr. 1 versicherten Kosten 10%, mind. EUR 500,00 max. 
EUR 5.000,00 selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch in diesen 
Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr 
unberechtigter Inanspruchnahme verpflichtet. 
 
§ 3 Örtlicher Geltungsbereich 
 
Versicherungsschutz gemäß §1 Nr.1 besteht außerhalb des Anwen-
dungsbereichs des USchadG auch in den Ländern des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR), soweit die EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) gilt oder sinngemäße Anwen-
dung findet. Versicherungsschutz nach den jeweiligen nationalen 
Gesetzen besteht nur, soweit diese Ansprüche den Umfang der EU-
Richtlinie nicht überschreiten. 
 
§ 4 Nicht versicherte Schäden 
 
Nicht versichert sind: 
 
1. Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige 
oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen. 
 
2. Schäden, die durch bewusste Verstöße des Versicherungsneh-
mers gegen Gesetze, Verordnungen oder an ihn gerichtete behördli-
che Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, 
entstehen. 
 
3. Ansprüche, die auf Grund vertraglicher Vereinbarung oder Zusage 
über die gesetzliche Verpflichtung hinausgehen. 
 
§ 5 Obliegenheiten im Versicherungsfall 
 
In Erweiterung von Ziff. 23 bis 26 der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) gelten im Versiche-
rungsfall folgende zusätzliche Obliegenheiten: 
 
1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer jedes 
Schadenereignis, das zu einer Leistung nach dem USchadG führen 
könnte, – soweit zumutbar – sofort anzuzeigen, auch wenn noch 
keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben worden 
sind. 
2. Ferner ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer 
jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über: 
- die dem Versicherungsnehmer gemäß § 4 USchadG obliegende In-
formation an die zuständige Behörde,  
- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung 
eines Umweltschadens Ihnen gegenüber, 
- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten ent-
standenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder Sanie-
rung eines Umweltschadens,  
- den Erlass eines Mahnbescheids,  
- eine gerichtliche Streitverkündung,  
- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtli-
chen Verfahrens. 
 
3. Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Schadens sorgen. Die Weisungen des Ver-
sicherers sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer 
zumutbar ist. Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer aus-
führliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und 
dem Versicherer bei der Schadenermittlung und -regulierung zu 
unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für 
die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, muss der Versiche-



 

BBR_DE_0215 

rungsnehmer dem Versicherer mitteilen sowie  alle dafür angeforder-
ten Schriftstücke übersenden. 
 
4. Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschäden 
sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen. 
 
5. Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zu-
sammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung durch den Versicherer bedarf es nicht. 
 
6. Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren we-
gen eines Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer die Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des 
gerichtlichen Verfahrens beauftragt der Versicherer einen Rechtsan-
walt im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versicherungsneh-
mer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung 
stellen. 
 
Bei Verstoß gegen die genannten Obliegenheiten ist der Versicherer 
nach Maßgabe der §§ 28 Abs.2 bis 4 VVG, 29 VVG, 82 VVG ganz 
oder teilweise von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, 

dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt. 
 
 

Weitere Bestimmungen 
 

27. Mitversicherte 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 
alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten entspre-
chend anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversiche-
rung (Ziffer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person 
eines Mitversicherten entsteht. 
 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den 
Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

 
 
 
 

 
 
 
 

 



 

Merkblatt zur Datenverarbeitung 
 

Stand April 2018 
 
 

1. Wozu dient dieses Merkblatt? 

 
Mit diesem Merkblatt informieren wir Sie umfassend über die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten. Diese nutzen wir nur, soweit wir dazu gesetzlich berechtigt 
oder verpflichtet sind. 
 

1. Verantwortlicher der Datenverarbeitung 

assona GmbH – Lorenzweg 5 – 12099 Berlin 

2. Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten 

Wenn Sie datenschutzrechtliche Fragen haben, wenden Sie sich bitte an den Daten-
schutzbeauftragten der assona GmbH: 
 
Maximilian Mertin 
E-Mail: datenschutz@assona.net  
 
Wenn Sie allgemeine Fragen zu Ihrem Vertrag haben, nutzen Sie bitte die allgemei-
nen Kontaktkanäle. Informationen darüber finden Sie im Internet: https://www.as-
sona.com 

3. Wie und wann verwenden wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir benötigen Ihre personenbezogenen Daten, um das zu versichernde Risiko vor 
einem Vertragsabschluss einschätzen zu können und das Vertragsverhältnis durch-
zuführen, z. B. im Schaden- oder Leistungsfall. 

Daneben verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten u. a. auch zur Erfüllung 
gesetzlicher Pflichten, zur Wahrung eines berechtigten Interesses oder aufgrund ei-
ner von Ihnen erteilten Einwilligung.  
Je nach Rechtsgrundlage handelt es sich insbesondere um folgende Kategorien per-
sonenbezogener Daten: 

[Vorname, Nachname], [Adresse], [Kommunikationsdaten (Telefon, E-Mail-Ad-
resse)], [Geburtsdatum], [Vertragsstammdaten, insbesondere Vertragsnummer, 
Laufzeit, Kündigungsfrist, Art des Vertrags], [Rechnungsdaten/Umsatzdaten] [Boni-
tätsdaten], [Zahlungsdaten/Kontoinformationen] 

Ihre Daten verarbeiten wir im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben gege-
benenfalls auch zu Zwecken, die nicht direkt mit Ihrem Vertrag zusammenhängen. 

Grundsätzlich bitten wir Sie, uns nur Daten mitzuteilen, die für den jeweiligen Zweck 
(z. B. Vertragsbegründung, Leistungs- oder Schadenbearbeitung) notwendig oder 
gesetzlich vorgeschrieben sind (z. B. wegen Vorgaben aus dem Geldwäschegesetz, 
Vorgaben aus dem Steuerrecht). Wenn wir Sie bitten, uns Daten freiwillig mitzuteilen, 
machen wir Sie darauf besonders aufmerksam. Falls es eine vertragliche oder ge-
setzliche Pflicht zur Mitteilung der Daten gibt und Sie dies verweigern, kann daraus 
folgen, dass wir den Vertrag nicht schließen können oder nicht zur Leistung verpflich-
tet sind. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre Daten im rechtlich zulässigen Rahmen zum 
Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung. Dieser Nutzung 
können Sie jederzeit formlos mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Werbewi-
dersprüche können Sie z. B. per E-Mail an kundenservice@assona.de schicken. 

4. Rechtsgrundlagen 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten insbesondere unter Beachtung der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. In vielen Fällen ist die Daten-
verarbeitung gesetzlich zulässig, weil sie für das Vertragsverhältnis (Art. 6 Abs. 1 b 
DSGVO) erforderlich ist. Das gilt vor allem für das Prüfen der Antragsunterlagen, das 
Abwickeln des Vertrags und um Schäden und Leistungen zu bearbeiten. 

In bestimmten Fällen ist eine Datenverarbeitung nur zulässig, wenn Sie dazu aus-
drücklich einwilligen (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO). 

Beispiele: 
- Gesundheitsdaten, die wir in der Lebens-, Kranken- oder Unfallversicherung 

verarbeiten. 
- In einigen Fällen verarbeiten wir Ihre Daten zu Werbezwecken nur, wenn Sie 

hierzu ausdrücklich eingewilligt haben. 
Um diese Einwilligung bitten wir Sie gesondert. 

In anderen Fällen verarbeiten wir Ihre Daten auf Grund einer allgemeinen Interes-
senabwägung (Art. 6 Abs. 1 f DSGVO), d. h. wir wägen unsere mit den jeweiligen 
Interessen des Betroffenen ab. Ein Beispiel: Wenn wir wegen einer Prozessoptimie-
rung Daten an spezialisierte Dienstleister übermitteln und diese eigenverantwortlich 
arbeiten, schließen wir mit diesen Dienstleistern Verträge. Diese stellen sicher, dass 
die Dienstleister ein angemessenes Datenschutzniveau einhalten. 

5. Herkunft und Kategorien personenbezogener Daten 

Grundsätzlich erheben wir personenbezogenen Daten direkt beim Betroffenen. 

In bestimmten Fällen kann es jedoch sein, dass wir personenbezogene Daten von 
Dritten erhalten. 

Beispiele: 
- Daten zu Mitversicherten bzw. versicherten Personen erhalten wir über un-

seren Versicherungsnehmer, falls wir die Daten nicht direkt bei diesen Personen 
erheben können. 

 Wir erheben z. B. den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum. Die erfor-
derlichen Daten für den Leistungsfall erheben wir direkt beim Betroffenen. 

- Daten zu Bezugsberechtigten oder Begünstigten erhalten wir von unserem 
Versicherungsnehmer, z. B. den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum, 
um den Betroffenen im Leistungsfall kontaktieren zu können. 

- Daten zu Sicherungsgebern, Kreditgebern, Leasinggebern, Bürgschafts- 
bzw. Garantiegläubigern und Forderungsinhabern erhalten wir unter Um-
ständen von unserem Versicherungsnehmer. Umgekehrt kann es sein, dass wir 

von jenen Daten zum Versicherungsnehmer erhalten, insbesondere Kontaktda-
ten und Angaben zum betroffenen Risiko. 

- Daten zu Zeugen erhalten wir von unserem Versicherungsnehmer oder betei-
ligten Dritten, z. B. Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden. So erhalten wir 
den Namen, die Kontaktdaten und die jeweiligen Informationen zum Sachver-
halt. 

- Bei Bonitätsauskünften erhalten wir Bonitätsinformationen von spezialisierten 
Auskunfteien. Nähere Informationen dazu finden Sie unter dem Punkt 11. 

6. An wen übermitteln wir Ihre Daten? 

Zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten werden Ihre perso-
nenbezogenen Daten gegenüber verschiedenen öffentlichen oder internen Stellen, 
sowie externen Dienstleistern offengelegt.  

a) Versicherer 
Risikoträger und Leistungserbringer im Schadenfall ist der Versicherer. 
Daher geben wir Ihre personenbezogenen Daten und die Daten zum versicherten 
Risiko, die wir während des Antragsprozesses und während der Vertragslaufzeit von 
Ihnen erhalten teilweise an den Versicherer weiter. Den Namen des Versicherers an 
den wir Ihre personenbezogenen Daten weitergeben finden Sie in Ihrem Versiche-
rungsschein. 

b) Versicherungsvermittler/ Untervermittler 
Betreut Sie bei Ihren Versicherungsgeschäften ein Vermittler, teilen wir ihm allge-
meine Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten mit, die er zum Beraten und Betreuen 
braucht. Wenn Sie nach Vertragsabschluss nicht mehr vom ursprünglichen Vermitt-
ler betreut werden wollen, können Sie Ihr Widerrufsrecht nutzen. Dieses besteht 
auch, wenn der Vermittler aus anderen Gründen wechselt, z. B. wenn er seine Tä-
tigkeit einstellt. Wir können Ihnen dann einen neuen Vermittler anbieten, der Sie be-
treut. 

Daten an den Versicherungsvermittler übermitteln wir grundsätzlich im Rahmen einer 
allgemeinen Interessenabwägung oder auf gesetzlicher Grundlage. 
Wenn es erforderlich ist, dem Vermittler gesundheitsbezogene Informationen mitzu-
teilen, holen wir Ihre gesonderte Einwilligung ein. 

c) Datenübermittlung an andere Versicherer 
Sie sind verpflichtet, Fragen im Versicherungsantrag vollständig und wahrheitsge-
mäß zu beantworten. In bestimmten Fällen prüfen wir Ihre Angaben bei Ihrem Vor-
versicherer. Bei der Risikoprüfung kann es beispielsweise zum Überprüfen von 
Schadenfreiheitsrabatten kommen oder zur Ergänzung oder Verifizierung der Anga-
ben der Antragsteller oder Versicherten notwendig sein, Informationen mit einem 
Vorversicherer auszutauschen. Gleiches gilt, wenn wir Ihre Daten an einen Nach-
versicherer weitergeben. 

Außerdem müssen in bestimmten Fällen, z. B. Mehrfachversicherungen, gesetzli-
chem Forderungsübergang und bei Teilungsabkommen, personenbezogene Daten 
unter den Versicherern ausgetauscht werden. Dabei werden Daten des Betroffenen 
weitergegeben, wie Name und Anschrift, Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos, oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag. Den Da-
tenaustausch dokumentieren wir. 

Beim gemeinsamen Absichern von Risiken können bei der Risikoprüfung und Scha-
denbearbeitung Daten mit den beteiligten Versicherern ausgetauscht werden. 

Auch dann erfolgt die Datenübermittlung an andere Versicherer grundsätzlich im 
Rahmen einer allgemeinen Interessenabwägung und in einigen Fällen auf Grundlage 
einer Einwilligung, die wir gesondert von Ihnen einholen. 

d) Zentrale Hinweissysteme 
Wenn wir einen Antrag oder Schaden prüfen, kann es zur Risikobeurteilung, weiteren 
Aufklärung des Sachverhalts oder Verhinderung von Versicherungsmissbrauch not-
wendig sein, Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer 
zu richten oder entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Die 
Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und Leistungsfalleinschätzung 
das Hinweis- und Informationssystem (HIS), das die informa HIS GmbH betreibt. 
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-
his.de. 

Die Meldung in das HIS und seine Nutzung erfolgen nur zu Zwecken, die mit dem 
System verfolgt werden dürfen, also nur wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt 
sind. In diesen Fällen erfolgt die Datenübermittlung auf Grundlage einer allgemeinen 
Interessenabwägung.  

Schaden 
An das HIS melden wir und andere Versicherungsunternehmen erhöhte Risiken und 
Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher näher ge-
prüft werden müssen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadensfall mög-
lich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betreffen. Eine Meldung 
zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden oder z. B. 
das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die 
Versicherer müssen im Schadensfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder 
unreparierte Vorschäden hatte oder schon einmal als gestohlen gemeldet wurde. 
Deshalb melden wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen Totalschaden erlitten 
haben, gestohlen wurden oder wenn Schäden ohne Reparaturnachweis abgerech-
net wurden. 

Sollten wir Ihr Fahrzeug an das HIS melden, informieren wir Sie darüber. 

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Vertrags oder Regulierung eines 
Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und 
speichern die Ergebnisse. Im Schadensfall kann es nach einem Hinweis durch das 
HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern zu 
erfragen, die Daten an das HIS gemeldet haben. Auch diese Ergebnisse speichern 
wir, wenn sie für die Prüfung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch 
sein, dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beant-
worten und daher Auskunft über Ihren Schadensfall geben müssen. 

  



 

e) Auftragnehmer und Dienstleister 

Im Internet können Sie unter www.assona.com/de/datenschutz eine Liste der Auf-
tragnehmer und Dienstleister abrufen, zu denen dauerhafte Geschäftsbeziehungen 
bestehen.  

Auf Wunsch schicken wir Ihnen gerne einen Ausdruck per Post. Bitte wenden Sie 
sich dafür an unseren Datenschutzbeauftragten.  

Wenn wir an Dienstleister nicht lediglich streng weisungsgebundene „Hilfsfunktio-
nen“ auslagern, sondern Dienstleister weitergehende Tätigkeiten eigenständig er-
bringen, liegt datenschutzrechtlich eine sogenannte Funktionsübertragung vor. 
Typische Beispiele sind Sachverständige, Wirtschaftsprüfer oder medizinische 
Dienstleister.  
Wenn Sie geltend machen können, dass wegen Ihrer persönlichen Situation Ihr 
schutzwürdiges Interesse das Interesse des übermittelnden Versicherungsunterneh-
mens überwiegt, haben Sie für die Datenübermittlung bei Funktionsübertragungen 
ein Widerspruchsrecht.  
Ein Beispiel: Bei einem zurückliegenden Versicherungsfall hat ein Gericht rechtskräf-
tig festgestellt, dass ein bestimmter Sachverständiger Ihren Sachverhalt falsch be-
gutachtet hat. In einem erneuten Schadensfall können Sie der Beauftragung 
desselben Sachverständigen widersprechen, da begründete Einwände gegen die-
sen bestehen. Dagegen reicht es nicht aus, wenn Sie ohne Angabe besonderer 
Gründe keine Datenübermittlung an Dienstleister generell oder einen bestimmten 
Dienstleister wünschen. Funktionsübertragungen finden Sie in der oben genannten 
Dienstleisterliste.  

f) Behörden, Zentralbanken und andere Stellen mit öffentlich-rechtlichen Auf-
gaben 
An Behörden, Zentralbanken und andere Stellen mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben 
übermitteln wir Ihre personenbezogenen Daten, wenn wir gesetzlich oder vertraglich 
dazu berechtigt oder verpflichtet sind.  
Eine solche Datenübermittlung kann auf Anfrage einer Behörde erfolgen. Wir prüfen 
dann, ob die Behörde die Daten erhalten darf.  
 
In einigen Fällen sind wir gesetzlich dazu verpflichtet, Ihre Daten an Behörden zu 
übermitteln, z. B. 
- wegen steuerrechtlicher Vorschriften oder Verpflichtungen aus dem Kreditwe-

sengesetz bei Meldungen an die Deutsche Bundesbank oder 
- bei einer gesetzlich erforderlichen Berufshaftpflichtversicherung an die rechtlich 

festgeschriebenen Meldestellen. 

In allen anderen Fällen holen wir von Ihnen eine Einwilligung ein. 

g) Mitversicherte 
In Verträgen, bei denen es neben dem Versicherungsnehmer noch andere mitversi-
cherte Personen gibt, kann es zur Vertragsdurchführung erforderlich sein, dass Da-
ten der jeweils anderen Person übermittelt werden. Sofern Ihre Einwilligung 
notwendig ist, holen wir diese gesondert ein. 

7. Datenübermittlung in Drittstaaten außerhalb der EU/EWR 

Eine Übermittlung personenbezogener Daten in Länder außerhalb der Europäischen 
Union (und des Europäischen Wirtschaftsraums „EWR“) findet derzeit nicht statt. 

8. Wie lange speichern wir Ihre Daten? 

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten für die Dauer un-
serer Geschäftsbeziehung. Das kann auch die Anbahnung oder die Abwicklung ei-
nes Vertrags sein. 
Darüber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentati-
onspflichten. Diese ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch 
(HGB), der Abgabenordnung (AO) oder dem Geldwäschegesetz (GWG). Dort vorge-
gebene Fristen zur Aufbewahrung und Dokumentation betragen je nach Dokument 
und Gesetzesverordnung 5 Jahre (HGB), 6 Jahre (AO) oder 10 Jahre (HGB). 

9. Welche Rechte haben Sie? 

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO, das Recht 
auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO, das Recht auf Löschung nach Art. 17 
DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO, das 
Recht auf Widerspruch aus Art. 21 DSGVO sowie das Recht auf Datenübertragbar-
keit aus Art. 20 DSGVO. Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die 
Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. 

a)  Widerspruchsrecht 
Der Verwendung Ihrer Daten für werbliche Zwecke können Sie jederzeit widerspre-
chen, ohne dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen 
entstehen. 

• Welches Recht haben Sie im Falle einer Datenverarbeitung aufgrund Ih-
res berechtigten oder öffentlichen Interesses? 

Sie haben gem. Art. 21 Abs.1 DSGVO das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender 
personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 e DSGVO (Datenverar-
beitung im öffentlichen Interesse) oder aufgrund Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe f DSGVO 
(Datenverarbeitung zur Wahrung eines berechtigten Interesses) erfolgt, Widerspruch 
einzulegen, dies gilt auch für ein auf diese Vorschrift gestütztes Profiling. 
Im Falle Ihres Widerspruchs verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten nicht 
mehr, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 
nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verar-
beitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprü-
chen. 

• Welches Recht haben Sie im Falle einer Datenverarbeitung zur Betrei-
bung von Direktwerbung? 

Sofern wir Ihre personenbezogenen Daten verarbeiten, um Direktwerbung zu betrei-
ben, so haben Sie gem. Art. 21 Abs. 2 DSGVO das Recht, jederzeit Widerspruch 
gegen die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten zum Zwe-
cke derartiger Werbung einzulegen, dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit 
solcher Direktwerbung in Verbindung steht. 
Im Falle Ihres Widerspruchs gegen die Verarbeitung zum Zwecke der Direktwerbung 
werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeiten. 

b) Widerruf der Einwilligung 
Ihre Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten können Sie jederzeit 
widerrufen. Bitte beachten Sie, dass der Widerruf nur für die Zukunft wirkt.  

c) Auskunftsrecht 
Sie können Auskunft darüber verlangen, ob wir personenbezogenen Daten wir über 
Sie gespeichert haben. Wenn Sie es wünschen, teilen wir Ihnen mit, um welche Da-
ten es sich handelt, für welche Zwecke die Daten verarbeitet werden, wem diese 
Daten offengelegt werden, wie lange die Daten gespeichert werden und welche wei-
teren Rechte Ihnen in Bezug auf diese Daten zustehen.  

d) Weitere Rechte 
Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Berichtigung falscher Daten oder auf Lö-
schung Ihrer Daten. Wenn kein Grund für die weitere Speicherung besteht, werden 
wir Ihre Daten löschen, ansonsten die Verarbeitung einschränken. Sie können auch 
verlangen, dass wir alle personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format entweder Ihnen 
oder einer Person oder einem Unternehmen Ihrer Wahl zur Verfügung stellen. 

Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei der zuständigen Datenschutzauf-
sichtsbehörde (Art. 77 DSGVO i. V. m. § 19 BDSG). 

e) Wahrnehmung Ihrer Rechte 
Um Ihre Rechte wahrzunehmen, können Sie sich an die Verantwortliche oder an den 
Datenschutzbeauftragten unter den angegebenen Kontaktdaten wenden oder den 
Kundenservice:  kundenservice@assona.de / Tel. 030 208 666 44. Wir werden Ihre 
Anfragen umgehend sowie gemäß den gesetzlichen Vorgaben bearbeiten und Ihnen 
mitteilen, welche Maßnahmen wir ergriffen haben.  

10. Informationspflicht, wenn wir Daten Dritter von Ihnen erhalten  

Erhalten wir von Ihnen als Versicherungsnehmer personenbezogene Daten von Drit-
ten, müssen Sie das Merkblatt zur Datenverarbeitung an diese weitergeben. Das 
sind z. B. Mitversicherte, versicherte Personen, Bezugsberechtigte, Geschädigte, 
Zeugen, abweichende Beitragszahler, Kredit-, Leasinggeber etc. 

11. Wann holen wir Informationen zu Ihrer Bonität ein? 

Bei Anträgen oder Angeboten zum Abschluss einer Kautionsversicherung und 
während der Laufzeit eines dieser Verträge übermittelt assona Ihre personenbezo-
genen Daten (Firma, Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum) an beauftragte Aus-
kunfteien. Dies geschieht, um Informationen zu Ihrem bisherigen Zahlungsverhalten 
und Bonitätsinformationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Nut-
zung von Anschriftdaten zu erhalten. Das berechtigte Interesse an einer Wirtschafts-
auskunft besteht in diesen Fällen bei Abschluss und während der Durchführung 
dieser Verträge wegen des bestehenden finanziellen Ausfallrisikos des Versicherers. 

Unsere Partner sind: 
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden 
 
Falls Sie Auskunft über Ihre personenbezogenen Daten wünschen, die die Auskunf-
tei gespeichert hat, wenden Sie sich bitte direkt an die beauftragte Auskunftei. 

12. Welche Rechte haben Sie bei einer automatisierten Einzelfallentschei-
dung? 

Als Versicherungsvertreter mit weitreichenden Vollmachten vom Versicherer sind wir 
befugt, in bestimmten Fallgruppen (z. B. bei einer Entscheidung zum Abschluss oder 
der Erfüllung eines Vertrags) Ihre personenbezogenen Daten einer sogenannten 
„automatisierten Einzelfallentscheidung“ zugrunde zu legen. Dies bedeutet, dass wir 
in bestimmten Fällen Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen eines Algorithmus 
berücksichtigen, der auf einem anerkannten mathematisch-statistischen Verfahren 
beruht. 

Falls wir Ihrem Antrag auf Versicherungsleistung oder von Schadenersatz vollum-
fänglich oder teilweise nicht nachkommen sollten, haben Sie folgende Rechte: 

- Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer Person durch uns als Verantwortli-
chen, 

- Darlegung des eigenen Standpunkts und 
- Recht auf Anfechtung der Entscheidung. 
Über diese Rechte informieren wir Sie ausdrücklich, wenn wir Ihren Antrag ganz oder 
teilweise ablehnen müssen und keine Versicherungsleistung oder Schadenersatz 
gewähren können. 

 


